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2032-3- 3-3-J 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Zuständigkeit für die Festsetzung 
der Beihilfen im Geschäftsbereich des 

Bayerischen Staatsministeriums der Justiz 

Vom 24. Mai 1995 

Auf Grund des Art. 12 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 des 
Bayerischen Besoldungsgesetzes erläßt das Bayeri­
sche Staatsministerium der .!ustiz folgende Verord­
nung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Z ustä~digkei t für die Fest­
setzung der Beihilfen im Geschäftsbereich des Baye­
rischen Staatsministeriums der Justiz vom 3. Dezem­
ber 1993 (GVBI S . 1078, BayRS 2032-3-3-3-J) wird 
wie folgt geändert: 

§ 1 Abs. 1 Nm. 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

,, 1. dem Präsidenten des Oberlandesgerichts Mün-
chen für die Richter und Beamten der in seinem 
Bezirk gelegenen Gerichte und Staatsanwalt­
schaften, 

2. dem Präsidenten des Oberlanrlesgerichts Nürn­
berg für die Richter und Beamten der in seinem 
und dem Bezirk des Oberlandesgerichts Bam­
berg gelegenen Gerichte und Staatsanwalt­
schaften sowie für die Beamten der Justizvoll­
zugsbehörden in Bayern. " 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1995 in Kraft. 

München, den 24. Mai 1995 

Bayerisches Staatsministerium der Justiz 

Hermann Lee b , Staatsminister . 
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763-15-1- 1 

Verordnung 
zur Durchführung des 

Gesetzes zur Neuordnung der Rechtsverhältniss~ 
der öffentlich-rechtlichen Versicherungsanstalten 

des Freistaates Bayern 

Vom 30. Mai 1995 

Auf Grund von Art. 4 Satz 2, Art. 5 Abs. 1 Satz 2 
und Art. 21 Abs. 1 Satz 4, Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes 
zur Neuordnung der Rechtsverhältnisse der öffent­
lich-rechtlichen Versicherungsanstalten des Frei­
staates Bayern vom 23. Juli 1994 (GVBI S.603 , 
BayRS 763-15-1) erläßt die Bayerische Staatsregie­
rung folgende Verordnung: 

§ 1 

Errichtung einer Anstalt des öffentlichen Rechts, 
Name, Aufgaben 

(1) 1 Es wird eine Anstalt des öffentlichen Rechts 
(Anstalt) errichtet, die die Aufgabe hat, Beteiligun­
gen an VersicheruIigsunternehmen zu erwerben 
und zu ve~walten sowie die so gebildete Versiche­
rungsgruppe zu leiten. 2Sie führt den Namen "Ver­
sicherungskamnier Bayern, Versicherungsanstalt 
des öffentlichen Rechts". 3Die Anstalt kann für 
diese Unternehmen die Vermögensverwaltung 
übernehmen und Dienstleistungen erbringen. 4Sie 
kann für Versicherungsunternehmen in der Rechts­
form einer Anstalt des öffentlichen Rechts die Ge­
währträgerhaftung übernehmen. 

(2) lDie Anstalt kann nach Maßgabe ihrer Sat­
zung das Kommunalversicherungsgeschäft ein­
schließlich der darunter fallenden Versicherungs­
bestänc\e vom Bayerischen Versicherungsverband 
übernehmen und dieses Geschäft als Erstversiche­
rer betreiben. 2Sie kann alle Zweige der Rückversi­
cherung betreiben. 

(3) Die Anstalt kann Versicherungsverträge und 
Finanzdienstleistungen der Sparkassen, die im un­
mittelbaren Zusammenhang mit dem Versiche­
rungsgeschäft stehen, vermitteln und zur Förde­
rung der Aufgaben nach Absatz 1 Sätze 1 und 3 Un­
ternehmen gründen, erwerben, sich an ihnen betei­
ligen und diese verwalten. 

(4) Die Anstalt kann Feuerwehrdienstleistenden 
einer Freiwilligen Feuerwehr oder einer Pflichtfeu­
erwehr sowie Dritten, denen im Zusammenhang 

mit dem Feuerwehrdienst Schäden oder Kosten 
entstehen, im Rahmen der zur Verfügung gestellten 
öffentlichen Mittel Zuschüsse leisten. 

(5) Die Anstalt und die ihrer Leitung unterlie­
geriden Anstalten des öffentlichen Rechts bilden 
eine einheitliche Dienststelle nach dem Bayeri­
schen Personalvertretungsgesetz. 

§2 

Grundkapital, Gewährträgerhaftung 

(1) 1 Für die Anstalt wird Grundkapital gebildet, 
dessen Höhe in der Satzung der Anstalt bestimmt 
wird. 2Träger des Grundkapitals ist der Bayerische 
Sparkassen- und Giroverband. 

(2) Alleiniger Gewährträger der Anstalt ist der 
Bayerische Sparkassen- und Giroverband. 

§ 3 

Organe, Vertretung, sonstige Rechtsverhältnisse 

Die Vorschriften der Art. 6 bis 17 des Gesetzes zur 
Neuordnung der Rechtsverhältnisse der öffentlich­
rechtlichen Versicherungsanstalten des Freistaates 
Bayern vom 23. Juli 1994 (GVBI S. 603, BayRS 763-
15-1) über die Organe, die Vertretung und die son­
stigen Rechtsverhältnisse der Anstalt sind entspre­
chend anzuwenden. 

§4 

1nkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 17. Juni 1995 in Kraft. 

München, den 30. Mai 1995 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund Stoiber 
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2030-3-6-1-W 

Verordnung 
über beamten- und besoldungsrechtliche Zuständigkeiten 

im Geschäftsbereich 
des Bayerischen Staatsministeriums 

für Wirtschaft, Verkehr und Technologie 

Vom 29. Mai 1995 

Auf Grund von Art. 13 Abs.1 Satz 2, Art. 35 
Abs.3, Art. 73 Abs.6 Satz 2, Art. 78 Abs.3 Satz 2, 
Art. 79 Satz 2, Art. 80a Abs. 5 Satz 2 und Art. 86a 
Abs. 1 Satz 3 des Bayerischen Beamtengesetzes 
(BayBG) , Art. 12 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 des Baye­
rischen Besoldungsgesetzes (BayBesG) sowie § 66 
Abs. 1 des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG), 
Art. 6 Abs. 2 Satz 1 des Bayerischen Reisekostenge­
setzes (BayRKG), Art. 36 Abs. 1 Satz 2 der Bayeri­
schen Disziplinarordnung (BayDO), § 60 Satz 2 der 
Laufbahnverordnung (Lb V), § 7 Satz 2 der Jubi­
läumszuwendungsverordnung (JzV), § 14 Abs.2 
Satz 1 der Urlaubsverordnung (UrlV) sowie § 7 
Abs.3 Satz 2 und Abs. 4 Satz 1 der Arbeitszeitver­
ordnung (AzV) erläßt das Bayerische Staatsmini­
sterium für Wirtschaft, Verkehr und Technologie 
folgende Verordnung: 

§ 1 

(1) Ernennungsbehörde ist· das Landesamt für 
Maß und Gewicht für die Beamten der Besoldungs­
gruppen Al bis A 9 sowie für die Anwärter in sei­
nem Dienstbereich. 

(2) Dem Landesamt für Maß und Gewicht wer­
den für die Beamten und Anwärter in seinem 
Dienstbereich übertragen 

1. die Befugnis zur Abordnung und Versetzung von 
Beamten des gehobenen, des mittleren und des 
einfachen Dienstes, auch soweit sie für diese Be­
amten nicht Ernennungsbehörde ist, 

2. die Befugnisse der obersten Dienstbehörde nach 

a) § 8 Abs.2 Satz 6 (Anrechnung von Dienstzei­
ten auf die Probezeit), 

b) § 8 Abs. 5 Satz 3 (Verlängerung der Probezeit), 

c) § 9 Abs. 2 Satz 1 in den Fällen des Satzes 2 (An­
stellung während der Probezeit), 

d) § 19 Abs.2 (Kürzung des Vorbereitungsdien­
. stes), 

e) § 29 Abs. 2, § 32 Abs. 2 Satz 1 in den Fällen des 
Satzes 2 (Kürzung der Probezeit), 

f) § 29 Abs.3 Satz 1, § 32 Abs.3 Satz 1 (Anrech­
nung von Zeiten auf die Probezeit), 

der Laufbahnverordnung soweit sie Ernen­
nungsbehörde ist, 

3. die Zulassung einer anderen Einteilung der täg­
lichen Arbeitszeit nach § 7 Abs. 4 AzV. 

p 

§ 2 

(1) Dem Landesamt für Maß und Gewicht wer­
den für die Beamten und Anwärter in seinem 
Dienstbereich, den Regierungen werden für ihre 
Beamten im Geschäftsbereich des Staatsministe­
riums für Wirtschaft, Verkehr und Technologie fol­
gende Befugnisse übertragen: 

1. Zustimmung zur Gewährung von Dienstbefrei­
ung bis zu zehn Arbeitstagen im Jahr in beson-
deren Fällen nach § 14 Abs. 2 UrlV, ' 

2. die Bewilligung von Teilzeitbeschäftigung und 
Urlaub nach Art. 80a Abs. 1 Nr. 1 BayBG, 

3. Ermäßigung der Arbeitszeit und Genehmigung 
von Beurlaubungen nach Art . 86a BayBG, 

4. Festsetzung der Beihilfen nach Art. 12 Bay­
BesG, 

5. Kürzung der Anwärterbezüge nach § 66 Abs. 1 
BBesG, 

6. Gewährung und Versagung von Jubiläumszu­
wendungen nach § 7 JzV, 

7. nebentätigkeitsrechtliche Entscheidungen 
nach Art. 73 Abs.1 bis 5 BayBG sowie die Ent­
gegennahme von Anzeigen und die Untersa­
gung von Beschäftigungen oder Erwerbstätig­
keiten nach Art. 78 Abs.1 Satz 1 · und Abs. 2 
BayBG, 

8. Zustimmung zur Annahme von Belohnungen 
oder Geschenken nach Art. 79 BayBG, 

9. Anerkennung von Kraftfahrzeugen, die im 
dienstlichen Interesse gehalten werden, nach 
Art. 6 Abs. 2 BayRKG, 

10. die Befugnisse als Einleitungsbehörde in Diszi­
plinarverfahren nach Art. 36 Abs. 1 BayDO. 

(2) Für die mit der Leitung des Landesamts für 
Maß und Gewicht betraute Person verbleiben diese 
Befugnisse in der Zuständigkeit des Staatsministe­
riums für Wirtschaft, Verkehr und Technologie. 

§ 3 

Die Zuständigkeit der Bezirksfinanzdirektion 
für die Festsetzung des örtlichen Mietwerts der 
Dienstwohnungen und der Dienstwohnungsvergü­
tungen bleibt unberührt. 
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§4 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1995 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über beam­
ten- und besoldungsrechtliche Zuständigkeiten im 
Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsministe­
riums für Wirtschaft und Verkehr (BayRS 2030-3-
6-1- W), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
18. Februar 1987 (GVBl S. 77), außer Kraft. 

München, den 29. Mai 1995 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wirtschaft, Verkehr und Technolog~e 

Dr. Otto Wie s heu , Staatsminister 
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